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N i e d e r s c h r i f t 
32. öffentliche Sitzung des Haushaltsausschusses 

 Sitzungstermin: Montag, 05.01.2004 

 Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 

 Sitzungsende: 18:21 Uhr 

 Ort, Raum: Rathaus Zehlendorf, BVV-Saal 

Anwesend sind: 
Herr Hippe, Torsten  CDU  
Herr Kopp, Norbert  CDU  
Herr Platzeck, Werner  CDU  
Herr Rögner-Francke, René  CDU  
Herr Hube, Helmut  SPD  
Herr Karnetzki, Michael  SPD  
Herr Kugler, Klaus  SPD  
Frau Lau, Karin  SPD  
Herr Ehrhardt, Kay Heinz  FDP  
Frau Schmid-Petry, Erika  FDP  
Herr Hampel, Ulf GRÜNE  
Herr Goiny, Christian  CDU  (BD)  
Herr Gottschalk, Reinhard  FDP  (BD)  
Herr Masloch, Peter  GRÜNE  (BD)  
Vom Amt: 
FinWDez BzStR Laschinsky 
BauDez BzStR Stäglin 
JugGesUmDez’in BzStR’in Otto 
BiKuSpoBüdDez BzStR Schrader 
FSL Herr Dr. Riedel 
BauL/Tief 1 Herr Müller-Ettler 
Hoch 602  Herr Kleimann 
Schul 4 Herr Harz 
BVV 2, Frau Lüthgens, Protokoll 
Gast: Herr Dr. Bronold 

Der Ausschussvorsitzende begrüßt die Anwesenden und wünscht allen ein frohes und 
gesundes neues Jahr. 
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Tagesordnung: 
 

TOP 1 Genehmigung der Protokolle vom 03. November und 01. Dezember 2003 

TOP 2 Bericht aus dem Bezirksamt 

TOP 3 Anträge 

TOP 3.1 Busspur in der Clayallee 
Drucksache: 0768/II - SPD 

TOP 3.2 Energiemanagement für bezirkliche Gebäude 
Drucksache: 0825/II - GRÜNE 

TOP 3.3 Beschlussfassung des Doppelhaushaltes 2004/05 
Drucksache: 0919/II - FDP 

TOP 3.4 'Parkkralle' gegen säumige Steuerzahler 
Drucksache: 0933/II - CDU 

TOP 3.5 Aussetzung des Aufnahmestopps in der Kita Hindenburgdamm 22 
Drucksache: 0974/II - JHA 
hierzu: 2 Anlagen 

TOP 4 Unterrichtung des Haushaltsausschusses über die Ausübung der 
Deckungsfähigkeit nach § 46 LHO 
Beschluss Nr. 203 der BVV vom 30.10.2002 (Drucksache Nr. 391/II) 
hierzu: Schreiben von BzStR Schrader vom 04.12.2003 

TOP 5 Verschiedenes 

 

Protokoll: 
 
zu 1 Genehmigung der Protokolle vom 03. November und 01. Dezember 2003 
  

Das Protokoll der 30. Sitzung am 03.11.2003 wird angenommen. 
 
Zu TOP 4 des Protokolls der Sitzung am 01.12.2003 weist die SPD-Fraktion 
darauf hin, dass BzStR Wöpke gebeten wurde, dem Ausschuss schriftlich 
mitzuteilen, aus welchen Titeln die Ansatzverstärkung vorgenommen wurde. 
 
Das BVV-Büro wird sich mit BzStR Wöpke dahingehend in Verbindung setzen.  
 

zu 2 Bericht aus dem Bezirksamt 
  

BzStR Laschinsky berichtet über 
 
• eine Mitteilung der Senatsverwaltung für Finanzen vom 18.12.2003 über die 

Auswirkungen des VerfGH-Urteils vom 31.10.2003 auf die 
Bezirkshaushaltspläne 2004/2005; danach sind aufgrund der Senatsklausur 
vom 08./09.12.2003 auch hier Änderungen vorgenommen worden, und zwar 
bei 
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- pauschalierten Produkten im Sachmittelbereich (2004: - 5,8 Mio €; 
2005: - 5,1 Mio €) 

- Ausbildungsmitteln (2004: - 5,8 Mio €; 2005: - 16,1 Mio €) 
- Beihilfen (2004: - 6,5 Mio €; 2005: - 13,0 Mio €) und 
- Gesundheitsdienstausgaben (2005: - 1,3 Mio €). 

 
Die Aufteilung der Pauschalen auf die Bezirke erfolgt im Rahmen der sog. 
Nachschau zu einem späteren Zeitpunkt. 

 
• das 1. Haushaltswirtschaftsrundschreiben 2004 der Senatsverwaltung für 

Finanzen und händigt den Fraktionen auch im Hinblick auf die 
Bewirtschaftung ihrer Zuschüsse ein Exemplar aus. 

 
• die Abschlussarbeiten am Haushaltsplan für das Jahr 2003, für das wiederum 

ein Ist-Abschluss (Saldo aus Ist-Einnahmen zu Ist-Ausgaben ohne 
Kassenreste) vorzulegen ist, und dass die Fülle der sich wegen des letzten 
Freigabetermins am 23.12.2003 ergebenden Zahlungsfälle trotz reduzierten 
Personalbestands in der Bezirkskasse ordnungs- und fristgemäß bearbeitet 
werden konnte. 

 
• die Senatsverwaltung für Schule, Jugend und Sport, die für 2004 akzeptierten 

Vorhaben des Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms übersandt hat 
und darin im Bezirk 12 Projekte mit Gesamtkosten von 3,0 Mio € enthalten 
sind. Angesichts der weiterhin gegebenen vorläufigen Haushaltswirtschaft 
dürfen auch in Übereinstimmung mit den Gutachten des Wissenschaftlichen 
Parlamentsdienstes derzeit Ausgaben nur bei Weiterführung bereits im 
Vorjahr begonnener Maßnahmen oder zum Zwecke der Gefahrenabwehr 
geleistet werden. 

 
• die Lieferung und Aufstellung von zwei der drei für den Bezirk vorgesehenen 

Kassenautomaten, die nach Abschluss der Einbauarbeiten in Betrieb gehen 
werden. 

 
• die Entscheidung der Senatsverwaltung für Finanzen, für die 

Erprobungsphase des Projekts „Bestseller gegen Entgelt“ einnahmeseitig ein 
Unterkonto des Titels 261 01 und ausgabeseitig den Titel 523 02 als unechte 
Zweckbindung zu nutzen. 

 
 
Die CDU-Fraktion bittet BzStR Laschinsky um Auflistung der 12 Projekte des 
Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms als Anlage zum Protokoll.  
(Anlage) 
 
Weiter beantragt die CDU-Fraktion, folgenden Punkt in die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung aufzunehmen:  
 
„Ausführungsvorschriften über die Entgelte an den Musikschulen Berlins (AV – 
MSE. 
 
Die CDU-Fraktion bittet BzStR Laschinsky, BzStR Schrader als zuständigen 
Dezernenten davon zu unterrichten und beantragt, dass die gesetzte Frist – 
31.01.2004 – bis Ende Februar verlängert wird. 
 
 



«SINAME» Ausdruck vom: 08.03.2010
Seite: 4/7

 

zu 3 Anträge 
  
zu 3.1 Busspur in der Clayallee 

Drucksache: 0768/II - SPD 
  

Die CDU-Fraktion beantragt, den Tagesordnungspunkt zu vertagen, da dem 
Ausschuss die Stellungnahme der BVG vom 02.01.2004 heute vorliegt und somit 
weiterer Beratungsbedarf in der Fraktion besteht. 
 
Dem wird nicht widersprochen 
 

zu 3.2 Energiemanagement für bezirkliche Gebäude 
Drucksache: 0825/II - GRÜNE 

  
BzStR Stäglin teilt mit, dass die Tätigkeit des Energiebeauftragten für ein 
weiteres Jahr sichergestellt ist und weist auf die schriftliche Stellungnahme vom 
29.12.2003 hin, die den Ausschussmitgliedern seit heute vorliegt. 
 
Er führt aus, dass die Erstellung von Energiebedarfsausweisen im Vergleich von 
Energieverbrauchsausweisen, die schon jetzt im Bezirk Steglitz-Zehlendorf 
ausgestellt werden, einen enorm höheren zeitlichen und fachtechnischen 
Aufwand erfordert, denn dafür sind die genauen Flächen- bzw. Volumendaten 
des Gebäudes, Daten über die Baubeschaffenheit aller 
Gebäudeteilkonstruktionen sowie technische Parameter der Wärme- und 
Stromversorgungsanlagen erforderlich. Im Rahmen einer baulichen 
Sanierungsmaßnahme, für die § 13 EnEV die Aufstellung des 
Energiebedarfsausweises vorschreibt, wurde diese in einem Fachbüro in Auftrag 
gegeben. Dabei handelte es sich um eine Heizungs-, Fenster-, Fassaden- und 
Dachsanierung eines Gebäudeteiles einer Schule. Obwohl hauptsächlich nur die 
erforderlichen Berechnungen vorgenommen wurden, denn das Layout des 
Ausweises steht noch nicht fest, betrugen die Kosten dafdür immerhin ca. 
2.500,00 Euro. Hochgerechnet auf alle bezirklichen Gebäude würden sich somit 
Kosten in Höhe von mindestens 500.000,00 Euro für die Erstellung von 
Energiebedarfsausweisen ergeben.  
 
Weiter erklärt BzStR Stäglin, dass sich die Erstellung von 
Energiebedarfsausweisen für alle öffentlichen Gebäude des Bezirks sowohl 
fachlich als auch kostenmäßig nicht lohnt.  
 
Die CDU-Fraktion schlägt der Antrag stellenden Fraktion vor, den Antrag 
zurückzustellen. Auch die SPD-Fraktion befürwortet die Zurückstellung, um zu 
beraten, wie die Projekte finanziert werden könnten. Seitens der FDP-Fraktion 
wird auch die Möglichkeit gesehen, den Antrag hier zurückzuziehen und zu einem 
späteren Zeitpunkt als neuen Antrag wieder einzubringen. 
 
Nach einer Aussprache erklärt die GRÜNE-Fraktion die Zurückstellung des 
Antrags. 
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zu 3.3 Beschlussfassung des Doppelhaushaltes 2004/05 
Drucksache: 0919/II - FDP 

  
Die FDP-Fraktion bringt folgenden Änderungsantrag ein: 
 
Das Bezirksamt wird ersucht, mit der Beschlussfassung des Doppelhaushaltes 
2004/05 diesen auch im Internet zugänglich zu machen. Daneben sollte den 
Bürgern die Möglichkeit gegeben werden, über die Angabe der eMail-Adressen 
der BVV-Fraktionen Fragen und Anregungen bezüglich der 
Haushaltsplanerstellung zu machen. 
 
BzStR Laschinsky teilt mit, dass das Ersuchen technisch umzusetzen sei und 
eine einzelplanbezogene Ansicht ergäbe. Das Bezirksamt verfügt über eine 
eigene Internet-Adresse; mit der IT-Stelle müsste die Möglichkeit abgesprochen 
werden, auf welchem Wege die Fraktionen unterrichtet werden könnten. 
 
Bei einer Abstimmung wird der Antrag in geänderter Fassung einstimmig bei 4 
Enthaltungen angenommen. 
 

zu 3.4 „Parkkralle“ gegen säumige Steuerzahler 
Drucksache: 0933/II – CDU 

  
Die CDU-Fraktion erklärt den Antrag nach wie vor für sinnvoll und weist nochmals 
auf die Begründung des Antrags hin. Die GÜNE-Fraktion erklärt, in dem Antrag 
keinen Sinn für den Bezirk Steglitz-Zehlendorf zu sehen. Die SPD-Fraktion wird 
dem Antrag zustimmen, obwohl auch sie den Antrag für unnötig  und überflüssig 
ansieht. Die FDP-Fraktion weist darauf hin, dass schon im Vorfeld, d. h. im 
Ältestenrat, über nicht bezirkbezogene Anträge beraten und befunden werden 
sollte. 
 
Bei einer Abstimmung wird der Antrag mehrheitlich bei 2 Nein-Stimmen 
angenommen. 
 

zu 3.5 Aussetzung des Aufnahmestopps in der Kita Hindenburgdamm 22 
Drucksache: 0974/II - JHA 
hierzu: 2 Anlagen 

  
Der Ausschussvorsitzende verliest Ziffer 8 des BVV-Beschlusses Nr. 478 vom 
15.10.2003: 
 
• „Zu Kapitel 40 21 wird das Bezirksamt ersucht, ab sofort in der Kita 

Hindenburgdamm 22 keine neuen Plätze mehr zu vergeben. Ziel ist es, so 
schnell und sozialverträglich wie möglich, den Standort Hindenburgdamm 22 
aufzulösen und den völlig überteuerten Mietvertrag aufzukündigen. Dazu 
berichtet das Bezirksamt der BVV in den Haushaltsjahren 2004 und 2005 
jeweils zum Quartalsende über seine Bemühungen und den jeweils aktuellen 
Stand im Wege einer Vorlage zur Kenntnisnahme.“ 
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Die CDU-Fraktion weist darauf hin, dass bereits im Oktober 2002 das Bezirksamt 
ersucht wurde, zu prüfen, wie die extrem hohen Mietkosten für die Kita am 
Hindenburgdamm 22 stark reduziert werden können. Weiter richtet die CDU-
Fraktion die Bitte an BzStR’in Otto, zum 1. Quartal 2004 die tatsächlichen 
Bemühungen mit dem Vermieter und die Prüfung von Alternativen aufzuzeigen 
und betont, an den Auflagenbeschluss vom 15.10.2003 festzuhalten.  
 
Die SPD-Fraktion weist darauf hin, dass der Tagesordnungspunkt „Zukunft der 
Kita Hindenburgdamm 22 nach dem BVV-Auflagenbeschluss zum 
Bezirkshaushalt 2004/05“ in der morgigen Sitzung des JHA behandelt wird. 
 
Die GRÜNE-Fraktion schlägt vor, den Tagesordnungspunkt zu vertagen und das 
Beratungsergebnis des JHA abzuwarten. 
 
Die SPD-Fraktion erklärt, der JHA könne darüber befinden, ob nun mit oder ohne 
Beschluss des Haushaltsausschusses. Weiter weist sie darauf hin, dass 
keinesfalls gesehen wurde, das Bezirksamt unter Druck zu setzen, sondern in 
seinen Bemühungen zu unterstützen.  
 
BzStR’in Otto teilt mit, dass der Verfasser des Schreibens der Eltern und Kinder 
der Kita Hindenburgdamm 22, Herr Dr. Bronold, anwesend sei.  
 
BzStR’in Otto erklärt, dass ihre Bemühungen um Alternativen zum 
Hindenburgdamm bei großen Vermietern wie Universität und Liegenschaftsfonds 
erfolglos blieben. Auf Nachfrage der SPD-Fraktion erklärt sie, dass nach 
Bekanntmachung des BVV-Auflagenbeschlusses keine Kinder in der Kita 
Hindenburgdamm 22 aufgenommen wurden.  Sollte jedoch die Situation 
eintreffen, dass für ein Kind mit rechtlichem Anspruch auf einen Kita-Platz in der 
näheren Umgebung kein Platz zu finden sei, müsse eine Einzelfallentscheidung 
gegen den BVV-Beschluss getroffen werden. 
 
Die CDU-Fraktion betont, dass der JHA ein Ausschuss der BVV sei und der 
Antrag wie jeder andere Ausschussantrag anzusehen sei. Seit mehreren 
Haushaltsberatungen wird das vorliegende Problem erörtert und der JHA hätte 
die Möglichkeit gehabt, sich mit der Problematik zu befassen und dem 
Haushaltsausschuss zu berichten. Es kann nicht sein, dass eine Kita so teuer ist, 
dass sechs andere davon existieren könnten. Sollte keine Mietzinssenkung 
erreicht werden, müsse die Kita geschlossen werden.  
 
Weiter erklärt die CDU-Fraktion, sollte die Aufnahme eines Kindes notwendig 
sein, müsse der Haushaltsausschuss zeitnah im Wege einer Vorlage zur 
Kenntnisnahme informiert werden, dass keine Möglichkeit bestand, den BVV-
Beschluss zu erfüllen. Es wird nochmals darauf hingewiesen, die Bemühungen, 
um eine Mietzinssenkung zu erreichen, zu intensivieren. 
 
Die FDP-Fraktion erklärt die Notwendigkeit einer Vorlage über die Bemühungen, 
die bis jetzt unternommen wurden, damit BVV-Beschlüsse nicht unterlaufen 
werden. 
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Auf die förmliche Frage des Ausschussvorsitzenden an den Ausschuss, wird 
Herrn Dr. Bronold Rederecht eingeräumt. 
 
Dr. Bronold erläutert das den Ausschussmitgliedern vorliegende Schreiben der 
Eltern der Kinder in der Kita Hindenburgdamm 22 vom Dezember 2003. Er weist 
darauf hin, dass sie den Aufnahmestopp für nicht sozialverträglich halten und 
Auswirkungen auf alle Beteiligten habe. Er bittet eindringlich darum, die 
Entscheidung nochmals zu überdenken.  
 
Die SPD-Fraktion beantragt, den Antrag heute nicht zu beschließen. 
 
 
Die CDU-Fraktion weist nochmals darauf hin, dass keine Berichterstattung des 
JHA zu dieser Problematik im Haushaltsausschuss stattgefunden hätte. Die 
CDU-Fraktion werde der Vertagung der Beschlussfassung nur zustimmendass 
der BVV-Auflagenbeschluss über den weiteren Verzug nicht ausgesetzt ist. 
 
Der Ausschuss kommt überein, die Nichtbefassung des Antrags zu beschließen, 
jedoch mit dem Hinweis, dass die Nichtbefassung nicht verbunden ist mit der 
Aussetzung des BVV-Auflagenbeschlusses. 
 
Auf Nachfrage des Ausschussvorsitzenden teilt BzStR’in Otto mit, dass das 
Bezirksamt den Schriftverkehr mit dem Vermieter vorzuliegen hätte und ihn der 
BVV Ende des ersten Quartals zur Kenntnis geben wird. 
 

zu 4 Unterrichtung des Haushaltsausschusses über die Ausübung der 
Deckungsfähigkeit nach § 46 LHO 
Beschluss Nr. 203 der BVV vom 30.10.2002 (Drucksache Nr. 391/II) 
hierzu: Schreiben von BzStR Schrader vom 04.12.2003 

  
Der Ausschuss nimmt die Ausübung der Deckungsfähigkeit zur Kenntnis. 
 

zu 5 Verschiedenes 
  

Es liegt nichts vor. 
 

 
 
 
Berlin Steglitz-Zehlendorf, den 07. Januar 2004 
 
 
Platzeck       Hippe 
Ausschussvorsitzender     Schriftführer 
 
    Beglaubigt 
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